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Der enorme Anstieg der Treibstoffpreise im Zusammenhang mit der Inflation und dem Krieg in der 
Ukraine wirkt sich auf alle Preise, von Lebensmitteln bis zu Mieten, einschließlich Waren und 
Dienstleistungen sowie die Mobilität aus. Der Anstieg aller Preise lastet schwer auf der Wirtschaft, 
aber auch auf Familien und allen Haushalten, insbesondere aus der Mittelschicht, die einen hefti-
gen Kaufkraftverlust erleidet. 

Während alle Nachbarländer Massnahmen ergreifen, um diese Kraftstoffpreissteigerungen zu be-
grenzen, hat der Bund bisher keine konkreten Schritte in diese Richtung unternommen und die 
Schweizer Bevölkerung sich selbst überlassen. Unser Kanton hat aber ebenfalls Möglichkeiten, 
diesem Umstand entgegen zu wirken. Während die «sanfte» Mobilität –zu Recht - gefördert wird, 
ist aber für viele Berufe nach wie vor die Nutzung eines Privatfahrzeugs erforderlich. Auch erfolgt 
die Lieferung von Waren mehrheitlich auf der Strasse. Die geografische Lage, die beruflichen 
Möglichkeiten oder auch der Beruf selber sind Elemente, die die Nutzung eines Privatfahrzeugs 
erforderlich machen können. 

Um diese erhöhte Last teilweise von den Schultern der Familien und Haushalten der Mittel-
schicht und jener mit niedrigen Einkommen zu nehmen, wird die Regierung gebeten, den 
Pendlerabzug für den Individualverkehr wie auch jener für ÖV-Pendler vorübergehend – 
etwa für die Steuerjahre 2022 und 2023 – um 20% zu erhöhen. 

Dies würde jenen Teil der Bevölkerung entlasten, die nicht freiwillig unterwegs sind und für die Mo-
bilität ein tägliches Muss darstellt. Explizit nicht betroffen wäre damit der Freizeitverkehr und damit 
die «freiwillig» verursachte Mobilität.  

 


